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Vortrag Sigmar Gabriel „Europa vor unbequemen Zeiten“, Industrie-Club, 12. Oktober 2022 

Dirk Grolman: 

Guten Abend, meine sehr verehrten Damen und Herren, begrüßen Sie bitte mit mir den 

termingepeinigten Ehrengast des heutigen Abends, Herrn Sigmar Gabriel. 

(Applaus) 

Alle Ihre Ämter aufzuzählen, würde heute den Terminplan restlos sprengen und insofern erteile ich 

Ihnen jetzt als Vorsitzender der Atlantik-Brücke das Wort. Herzlichen Dank. 

Sigmar Gabriel: 

Das nenne ich mal eine angemessen kurze Vorstellung. Und das mit dem termingeplagt das stimmt ja 

nicht. Ich sage Ihnen einfach die Wahrheit: Ich hatte die Wahl, mich mit Ihrem Vorsitzenden 

anzulegen oder meiner Frau und da habe ich mich für ihn entschieden und habe sozusagen einfach 

versprochen, dass ich ausnahmsweise mal vor Mitternacht zu Hause bin. 

Vielen Dank für die Einladung. Ich erinnere mich, dass ich schon zweimal hier war. Das waren immer 

interessante Veranstaltungen und ich habe mir gerade nochmal die große Tradition Ihres Industrie-

Clubs schildern lassen. 1912, Sie haben ja schon schwierige Zeiten überstanden und sind deshalb 

wahrscheinlich gut vorbereitet, auf das, was vor uns liegt und das ist nicht so ganz einfach. 

Um zu erklären, was ich glaube, was passiert in der Welt, nehme ich Sie mal mit auf eine Reise in eine 

andere Stadt, in die Vergangenheit, eine Stadt fast so schön wie Düsseldorf, die Sie wahrscheinlich 

alle kennen – nach Venedig. Venedig, wunderschöne Stadt, ein bisschen marode, wenn man ehrlich 

ist, ist es eigentlich ein Museum. Es wohnt kaum noch ein Venezianer da, dafür kommen 30 Mio. 

Touristen, jedenfalls wenn keine Pandemie ist, viele Chinesen, die kaufen da die Häuser auf. Also 

eine Stadt, die eher ein Museum geworden ist.  

Das ist erstaunlich, weil die Stadt mal die bedeutendste Stadt Europas war, und zwar über ein paar 

hundert Jahre. Das war das wirtschaftliche, das politische und das militärische Zentrum Europas. Das 

lag daran, dass die Venezianerinnen und Venezianer schlaue Leute waren, die halfen nämlich einem 

deutschen Kaiser, der Ärger hatte. Wer von Ihnen im Geschichtsunterricht aufgepasst hat, der kennt 

den Canossa-Gang. Heinrich IV. der hat diesen Gang, weil er sich mit dem Papst angelegt hat und 

meinte, er könnte Bischöfe einsetzen, der Papst war anderer Meinung und schmiss ihn aus der 

Kirche. Das war zu dem Zeitpunkt ein Problem, weil die Kaiser sagten, sie seien das von Gottes 

Gnaden und dann hat er sich auf den Weg, den Büßerweg nach Canossa gemacht und der ging in 

meiner Heimatstadt Goslar los. Deswegen kenne ich mich als Sozialdemokrat mit Canossa-Gängen 

aus.  

Die Venezianer halfen dem und zum Dank kriegten sie die Handelsrechte nach Norden, nach Europa. 

Die Venezianer waren schlaue Leute, die haben gesagt, ein Kaiser ist gut, zwei sind besser und halfen 

dem byzantinischen Kaiser im heutigen Istanbul auch. Der hatte auch gerade Ärger. Dafür kriegten 

sie die Handelsrechte nach Südosten. Jetzt saßen sie in der Mitte der wichtigsten Handelsrouten der 

Welt und kontrollierten die und daraus erwuchs wirtschaftliche Macht und natürlich auch politische 

und militärische Macht. Die wichtigsten Handelsrouten verliefen durch das Mittelmeer. 

Das ging eine ganze Weile gut, bis 1428 der portugiesische Fürst Heinrich der Seefahrer den Seeweg 

entlang der Westküste Afrikas nach Indien entdeckte. Und auf einmal verlagerten sich Schritt für 

Schritt die Handelsachsen aus dem Mittelmeer in den Atlantik und Schritt für Schritt stieg Venedig ab 

und neue Mächte stiegen auf: Portugal, Spanien, Frankreich – Frankreich noch nicht, also Portugal 

und Spanien, die wuchsen.  



2 

 

Die erste Frage ist, haben das die Venezianer wohl gemerkt? Wahrscheinlich nein. 

Zweite Frage ist: Merken wir, dass uns gerade das Gleiche passiert, nur dass diesmal sich die Achsen 

vom Atlantik in den Indo-Pazifik verlagern? Denn das ist das, was wir gerade erleben. Wir sind 

Zeitzeugen einer wirklich tektonischen Plattenverschiebung, Achsenverschiebung in den 

Wirtschaftsachsen der Welt und in der Folge auch in den politischen Achsen und den militärischen 

Achsen.  

Aus dem Atlantik in den Indo-Pazifik und damit enden immerhin 600 Jahre europäische Dominanz in 

der Welt. Denn im Guten wie im Schlechten gingen die Entwicklungen von Europa aus. Wir haben 

den Seeweg nach Amerika entdeckt, aber aus Europa kamen auch Sklaverei und Kolonialismus. Wir 

sind der Kontinent, in dem die Aufklärung losging, aber eben auch zwei Weltkriege, der Holocaust 

und Genozide. Wir haben technische Erfindungen vorangebracht, aber eben auch oftmals das 

Gegenteil. 

Im Guten wie im Schlechten, 600 Jahre war Europa und vor allen Dingen die Verbindung zu den 

Vereinigten Staaten das Gravitationszentrum der Welt, der Atlantik als das globale 

Gravitationszentrum. Das wechselt jetzt in den Indo-Pazifik, denn zwei Drittel der Menschheit lebt 

dort. Zwei Drittel des Weltsozialprodukts kommen von dort und mehr als zwei Drittel des Wachstums 

kommt aus dieser Region. Deswegen verschieben sich gerade die globalen Achsen.  

Die, die das zuerst gemerkt haben, waren die Vereinigten Staaten von Amerika. Seit geraumer Zeit, 

lange vor Donald Trump, haben die Amerikaner gesagt, sie fühlen sich imperial overstretched, sie 

sagten, sie können nicht mehr beides sein, führende Wirtschaftsnation auf der einen Seite und 

gleichzeitig quasi die globale Ordnungsmacht, die sie spätestens seit dem Fall der Sowjetunion alleine 

gewesen sind.  

So ziemlich alles, was wir kennen auf der Welt entstammt den Ideen der Vereinigten Staaten. Man 

kann auch sagen, das war so was wie eine Wilsonian Era, Woodrow Wilson, vor dem 1. Weltkrieg 

sagte er: Wir müssen Institutionen in der Welt aufbauen, Verträge, um Kriege zu verhindern. Das ist 

dann nach dem 2. Weltkrieg passiert. Die Amerikaner haben selber auch oft genug gegen diese Idee 

verstoßen, aber im Kern ist alles, was Sie so kennen – Weltbank, Weltwährungsfonds, die UNO, die 

Welthandelsorganisation, die Weltgesundheitsorganisation – basiert auf dieser amerikanischen Idee, 

dass die Welt auf der Grundlage von Verträgen und von Institutionen zusammenarbeiten soll. 

Dafür haben die Amerikaner sich auch verantwortlich gefühlt, bis hin zur Freedom of Navigation, die 

für eine Exportnation wie Deutschland von besonderer Bedeutung ist. Der Satz von Barack Obama: 

„Amerika als Indispensable Nation“, als unverzichtbare Nation, das war das Selbstbild der Vereinigten 

Staaten.  

Seit geraumer Zeit sagen sie: Nein, da ist ein neuer Wettbewerber herangewachsen, China, und wir 

müssen uns auf diesen Wettbewerb konzentrieren und nicht auf viele andere Dinge. Das können wir 

nicht mehr und schon unter Obama hat der Rückzug der Amerikaner begonnen, aus Syrien z.B. Die 

Ankündigung, dass sie aus Afghanistan raus wollen, war viel älter als die Entscheidung von Joe Biden, 

nur wir Deutschen waren überrascht. In Amerika war das längst ein Versprechen. Und über alle 

Parteigrenzen hinweg, sozusagen „Stop the endless wars“, „Bring our boys home“ und nicht mehr 

Weltpolizei - Raushalten. 

Wenn wir ehrlich sind, wir haben ja vor allen Dingen in Deutschland mit dieser Rolle oftmals 

Probleme gehabt. Wir haben, wenn es gut ging, bezahlt, aber wenn es schlecht ging, hatten wir 

immer einen Schuldigen, das waren immer die Vereinigten Staaten, der Weltpolizist und haben 

gesagt: „Weg von der Bühne.“ Na ja, wie das so ist, im guten Western, wenn der Sheriff die Main 
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Street verlässt, kommen die Gangster. Und so ist es auch in der Weltpolitik. Es gibt kein Vakuum in 

der globalen Politik, sondern wenn jemand den Raum verlässt, tritt jemand anderes ein. Und das 

passiert seit geraumer Zeit. 

Das passiert mit Ländern wie Russland, wie der Türkei, natürlich China, der Iran, die z.B. im Nahen 

Osten versucht haben, den Raum sofort zu füllen, den vorher die Amerikaner gefüllt haben. Das ist 

die eigentliche Zeitenwende, die wir erleben, dass sich die globale Ordnung, wie wir sie kennen, 

auflöst. Die war geschaffen nach dem 2. Weltkrieg und viele, die heute von Bedeutung sind, haben 

damals nichts zu sagen gehabt. 

Wir haben damals China, Indien, die Staaten Afrikas, die haben wir herablassend als Dritte Welt 

bezeichnet. Sie waren am Katzentisch der globalen Ordnung und das hat sich dramatisch geändert. 

Diese Welt wollte weit mehr sein als ein billiger Marktplatz für ihre früheren Kolonialmächte und 

fordern ihr Recht ein.  

Die haben sich gerade zusammengetan seit 2001, vor ein paar Wochen war wieder so ein Treffen in 

der sog. Shanghai-Group. Das ist eine interessante Gruppe. Da sind Leute zusammen und Länder, die 

ansonsten spinnefeind sind, z.B. Indien und Pakistan. Die haben nichts gemeinsam außer 

Grenzkriegen. Oder Russland und China, das sind keine engen Freunde. Als ich ein junger Mann war, 

gab es noch Krieg am Ussuri über den Grenzverlauf dort. Viele Länder, die viele Konflikte miteinander 

haben, aber eine einzige Sache gemeinsam: Sie wollen die Vorherrschaft der liberalen Demokratien, 

das was sie den Westen nennen, in der Welt brechen. 

Es ist nicht klar, dass hier neue globale Ordnungen entstehen sollen. Sie haben kein gemeinsames 

Bild darüber, was dann anstelle dessen kommen soll, aber das eint sie – diese Idee, dass die 

Dominanz des Westens in der Welt beendet werden muss. 

Es gibt einen amerikanischen Publizisten, Ian Bremmer, der das ganz gut in einem Satz 

zusammenfasst. Er sagt: Wir leben in einer G-Zero-Welt, G-0 Welt, nicht G-20, nicht G-7, sondern G-

0, eine Welt ohne Ordnungsmacht. Und entsprechend bauen sich die Konflikte auf. Wir erleben 

gerade das Ringen um die Frage, wie soll diese Weltordnung eigentlich aussehen im 21. Jahrhundert? 

Dieser Kampf wird vor allem zwischen den USA und China ausgetragen. Da gab es einen, der gedacht 

hat, das kann ich den beiden nicht überlassen – und das war Wladimir Putin in Moskau, der eigentlich 

nichts anderes vorhat, als Russland zurückzuholen als imperiale Größe, insbesondere in der Region, 

die er Eurasien nennt.  

Sie müssen sich das vorstellen, Russland war über Jahrhunderte in Europa eine Macht mit Einfluss, 

spätestens seit dem Zaren Peter dem Großen und ist in den letzten 30 Jahren seit dem Fall des 

Eisernen Vorhangs, seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion eigentlich herabgesunken auf den 

Status einer großen Tankstelle. Putin will was anderes sein als ein Tankstellenwart. 

Die Gelegenheit schien günstig. In Amerika, das Land schien ihm zerstritten zwischen den beiden 

Parteien, mit sich selbst beschäftigt und vor allem wusste auch er, die wollen sich eigentlich auf 

China konzentrieren und nicht um das alte Europa kümmern. In Frankreich gab es einen Präsidenten, 

der hat die NATO für hirntot erklärt und wir Europäer waren gespalten in Ost und West in 

Rechtsstaatsfragen und in Nord- und Süd in Finanzfragen. Aus seiner Sicht war das eine günstige 

Gelegenheit. Der Kampf gegen die Ukraine, der bewaffnete Einmarsch da, ist aus meiner Sicht eher 

die Folge der Zeitenwende, die Folge des Verlustes globaler Ordnung und es gab schon vorher ein 

paar Anzeichen.  
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Ich meine, dass so ein Bonsai-Diktator wie Lukaschenko es sich getraut hat, sozusagen ein 

internationales Verkehrsflugzeug, das seinen Luftraum ganz normal überquert hat, mit einem 

Militärjet zur Landung zu zwingen. Das ist etwas, was eigentlich unvorstellbar gewesen ist. 

Wir haben – und das ist für uns Deutsche und Europäer ein Problem – wir haben es damit zu tun, 

dass die ganze Idee, die wir so verfolgt haben, nämlich dass am Ende der Ausbau wirtschaftlicher 

Beziehungen zu Stabilität und auch Frieden führt, dass das in Frage gestellt wird. Weil wir es auf 

einmal mit einer neuen Idee zu tun haben, nämlich mit geopolitischer Macht, nicht mehr Ökonomie, 

wirtschaftlicher Erfolg ist das Zahlungsmittel der Gegenwart, sondern der Zugewinn von Macht. 

Der Brexit ist so ein Beispiel. Die Briten wussten, dass sie wirtschaftliche schwere Einbrüche haben 

werden durch den Brexit. Es war nicht unbekannt. Aber die Idee der Brexiteers „Take back control“, 

die Rückgewinnung von Macht, nicht mehr hören auf diese verrückten Europäer, sondern Global 

Britain spielen war attraktiver als die wirtschaftlichen Vorteile der Mitgliedschaft in der Europäischen 

Union. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika haben 74 Mio. Menschen einen Präsidenten gewählt, der, 

wäre er wieder gewählt worden, hätte er ihnen massiv ökonomischen Schaden zugefügt, denn er 

wollte die Krankenversicherung wieder abschaffen, also richtig wirtschaftliche Nachteile. Aber die 

Idee „Make America great again“ war attraktiver als sozialstaatliche Versprechen. Und für Wladimir 

Putin sind Sanktionen gegen seine Politik so eine Art Großmachtsteuer, die man halt bezahlen muss, 

wenn man mitmischen will unter den Großen. Deswegen hat ihn das auch nicht abgeschreckt. Er 

wusste, was die Folge seines Einmarsches sein wird.  

Was er gehofft hat, ist, dass er Russland rekonstituieren kann als imperiale Großmacht und wenn sie 

so seinen Reden zuhören, oder was er damals zum Einmarsch gesagt hat, da spricht nicht ein 

Rotarmist, der Nachfolger von Lenin oder Stalin. Da spricht ein weißer General. Da spricht einer, der 

die Ideen des zaristischen Russland im Kopf hat, wo es keine Nationen gab, sondern nur Russen. Da 

kommt jemand mit den Ideen des 19. Jahrhunderts und den Mitteln des 20. Jahrhundert, nämlich mit 

Panzern, um im 21. Jahrhundert eine Großmacht zu sein. Das ist das, was wir gerade erleben. Weil er 

mit dabei sein will, wenn die Welt neu geordnet wird. 

Das ist jetzt sichtbar richtig schief gegangen. Das macht ihn aber deshalb nicht weniger gefährlich. 

Also es ist ganz offensichtlich, dass er am Ende dieses Krieges ein Schatten seiner selbst sein wird, 

ökonomisch, technologisch. Am Ende ist Russland kein Paria der Weltpolitik, ist nicht ein zweites 

Nordkorea, dafür ist das Land zu groß, dafür hat es zu viele Bodenschätze, übrigens auch zu viele 

Waffen und nicht zuletzt Nuklearwaffen. Es wird in eine Rolle gezwungen, wo Russland eigentlich nie 

hinwollte, nämlich ein Abhängiger von China. Das ist etwas, was -  glaube ich -, Wladimir Putin weiß 

und ihm am Ende auch nicht behagt. 

Auf der chinesischen Seite gibt es welche, die ein bisschen älter sind, die schon ihre Freude daran 

haben, dass der alte Rivale ihnen auf einmal wie eine reife Frucht in den Schoß fällt. Es gibt andere, 

die sagen, es ist doch wunderbar, dass die Amerikaner sich jetzt wieder um Europa kümmern 

müssen. Dann haben wir mehr Spielraum für unsere maritimen Interessen in Süd-Ost-Asien.  

Aber es gibt auch die Gegenseite, die sagt: Vorsicht, das Einzige, was die wirtschaftliche, oder was die 

Machtlegitimation der kommunistischen Partei ist, ist am Ende wirtschaftlicher Erfolg. Der ist schon 

gefährdet durch die No-Covid-Strategie. Es ist keineswegs so, dass der chinesische Präsident nicht 

unter Druck steht. Die werden den schon wieder wählen, das ist wohl gesichert. Aber es wird 

interessant sein, zu beobachten, wer da noch so im Politbüro sitzt und ob er nicht eine Opposition 

präsentiert bekommt. Aber jedenfalls will dieser Teil nicht in die Nähe der amerikanischen 

Sanktionen kommen. Deswegen finden Sie China nicht komplett auf der russischen Seite. 
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Die haben z. B. jetzt die Annexion der vier Gebiete, dass es Russland sei, nicht akzeptiert. Deswegen 

glaube ich z. B., dass es klug ist von Joe Biden, den Versuch zu unternehmen, mit Xi irgendeine Form 

der Kooperation zu finden, gerade mit Blick auf den Krieg in der Ukraine und dass es ziemlich dumm 

ist, diese Versuche dadurch zu konterkarieren, dass Nancy Pelosi nach Taiwan fliegt.  

Ich meine, seit 1971 akzeptiert die Welt, dass die Volksrepublik China die Vertreterin Gesamtchinas 

ist. Bis 1971 - haben die meisten vergessen -, war Taiwan, die wir eigentlich Republik China nennen, 

die Vertreterin Ganz-Chinas, also auch von Mainland China. Durch eine Abstimmung in der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen wurde mehrheitlich die Volksrepublik China als 

Vertreter Ganz-Chinas in die UN gewählt und Taiwan – ganz früher haben wir das mal Formosa 

genannt – flog raus. Seit 1971 akzeptiert die Welt diese Balance: Auf der einen Seite ist die 

Volksrepublik die Vertreterin des einen Chinas, auf der anderen Seite wollen wir und helfen dabei 

mit, dass sich Taiwan - das war auch mal eine Diktatur - zu einer blühenden Demokratie und einem 

wirklich wirtschaftlich blühenden Land entwickelt hat. 

Diese Balance versuchen wir, die Amerikaner, alle auf der Welt seit 1971 zu wahren. Meine 

persönliche Meinung ist, wir tun ganz gut dran, es dabei zu belassen und nicht den nächsten 

Krisenherd zu produzieren. Denn wir haben schon genug.  

Das ist vielleicht die eigentliche Besonderheit dieser Zeit, dass wir eine Parallelität von Krisen 

erleben, wie wir sie bislang nicht hatten. Also Krieg in Europa, der Klimawandel - die größte Aufgabe 

seit Beginn der Industrialisierung, die Inflation, wir haben eine zurückkehrende Rezession, wir haben 

Konflikte zwischen China und den USA, wir haben die Rückkehr von Protektionismus und 

Handelsbarrieren. Sie können das endlos fortsetzen. Das passiert alles zum gleichen Zeitpunkt 

einschließlich der Probleme in der Energieversorgung. 

Das ist natürlich die Gefahr, dass sich das zusammenbraut zu einem perfekten Sturm, der vor allen 

Dingen für Länder wie Deutschland ein Problem darstellen wird. Denn kein anderes Land in Europa 

hat eine so starke Exportabhängigkeit wie die Bundesrepublik Deutschland. Sie alle wissen das hier 

besser als alle anderen. 50 % oder vermutlich sogar mehr unseres Wohlstands hängen am Export. 

Nur Schweden hat mit 45 % eine ähnlich hohe Abhängigkeit. Alle anderen liegen weit dahinter. Die 

USA hat mal gerade 10 %, Frankreich um die 30 %, liegt wahrscheinlich noch eher bei 25 %.  

Nur Deutschland ist so stark exponiert und diese Veränderungen in der Welt, die führen gerade dazu, 

dass so ziemlich alles in Frage gestellt wird, was in den letzten Jahrzehnten unseren Erfolg 

ausgemacht hat. Denn die richtig großen Globalisierungsgewinner sind zwei Völker: das eine sind die 

Chinesen und das andere Wir. Kein anderes Land hat eine so offene Volkswirtschaft und hat so sehr 

davon profitiert, dass wir billige Rohstoffe bekamen, dass wir Fertigungsstätten überall auf der Welt 

haben, wo wir lohnintensive Produktion hin verlagert haben, High-End-Produktion zu Hause. Es gibt 

keine Volkswirtschaft, die so stark vernetzt ist international wie die deutsche. Das führt natürlich 

dazu, dass alles, was diese Vernetzung in Frage stellt oder die Grundlagen dafür erschüttert, uns 

mehr trifft als andere.  

Man kann als amerikanischer Präsident relativ leicht Decoupling von China fordern. Das ist für uns 

nicht ganz unkompliziert. Wenn Sie sich anschauen, wie stark die deutsche Automobilindustrie als 

einer der großen Treiber des wirtschaftlichen Erfolgs davon abhängig ist. Also mein Rat wäre, ja 

Dezentralisierung und Diversifizierung ja. Entkopplung? Ich bin nicht so sicher, ob das für uns ein 

kluges Modell ist. Ich bin auch nicht so sicher, ob es für die Welt klug ist. Denn es gibt ein paar 

Herausforderungen in der Welt, die wir nur durch Zusammenarbeit werden lösen können. 
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Den Klimawandel, die Pandemien oder auch die Weiterverbreitung von Techniken zum Bau von 

Atomwaffen werden wir nicht ohne China in den Griff bekommen können, übrigens am Ende auch 

nicht ohne Russland. Also es gibt eher einen wachsenden Bedarf für internationale Zusammenarbeit, 

aber leider eine sinkende Bereitschaft dazu. Die beiden Krisen, die Pandemie und jetzt auch der 

Ukrainekrieg und Energiekrise haben eher zu einem Rückzug in nationalstaatliche Politik geführt.  

Politikerinnen und Politiker aller Parteien versuchen ihrer Bevölkerung zu zeigen, dass sie die 

Probleme alle lösen können. Das ist ein bisschen auch die Gefahr in unserem Land, dass wir 

signalisieren, der Staat macht das schon. Er wird es natürlich nicht machen. Sondern es wird schon 

schwierig werden in den kommenden Jahren. Das heißt nicht, dass wir die Schwierigkeiten nicht 

bewältigen können, aber dass das alles der Staat macht und wir davon nichts merken, halte ich eher 

für unwahrscheinlich. Es gibt eine Renationalisierung, da wo wir eigentlich mehr 

Internationalisierung brauchen. 

Wie sehr sich das verändert hat, können Sie sehen, wenn Sie die Krisen davor mit den heutigen 

vergleichen. 2008 in der Finanzkrise haben sich sofort die G20-Finanzmininster in Washington 

getroffen und haben überlegt, was sie dagegen tun – und zwar ziemlich erfolgreich. Bis heute hat es 

ein solches Treffen im Kampf gegen die Pandemie nicht gegeben. Es gab ein Treffen auf 

Außenministerebene vor 3 Jahren, das ist gescheitert, weil die Vereinigten Staaten gesagt haben, das 

Virus müsse unbedingt China-Virus heißen. Ich weiß nicht warum. Die Chinesen waren nicht 

einverstanden. Damit war das zu Ende. Das heißt, das Schlimme ist das eigentliche Kennzeichen 

unserer Welt, dass, obwohl die globalen Probleme wachsen, die Bereitschaft und die Fähigkeit zur 

Zusammenarbeit gerade sinkt. Das ist das, was Ian Bremmer G-Zero nennt.  

Ich vermute, vor uns liegt ein Jahrzehnt – hoffentlich nicht mehr – von Unsicherheit, von Instabilität 

und auch von Dynamiken, die wir nicht vorhersehen können. Dazu gehört leider auch, dass wir wohl 

wieder einen neuen Eisernen Vorhang bekommen werden zwischen der Ostsee und dem Schwarzen 

Meer. Wir werden uns diesmal wieder bis an die Zähne bewaffnet gegenüberstehen, was wir derzeit 

nicht tun. Denn obwohl Wladimir Putin das Gegenteil behauptet, die Osterweiterung der NATO hat 

weder Truppenverbände der NATO noch Waffensysteme in diese neuen Mitgliedsstaaten gebracht, 

die Russland bedrohen. Im Gegenteil, wir haben 1998 auch unterschrieben, dass wir genau das nicht 

tun werden. Das wird sich jetzt ändern. 

Wir werden auch deutsche Soldaten an der Ostgrenze der NATO sehen. Die Grenze wird vermutlich 

gefährlicher sein als die alte. Im Zeitalter von Cyber, von Missinformation und Miscalculation ist die 

Gefahr riesig, dass Konflikte entstehen, die eigentlich keiner will – Unintended Conflicts. Im alten 

Kalten Krieg war das jedem Kapitän auf der Ostsee klar, wenn da die Fregatte von der anderen Seite 

kommt, was dann zu tun ist. Jeder Pilot wusste das. Es gab rote Telefone. Man informierte sich 

darüber, dass man militärische Übungen machte, damit der andere nicht glaubt, das ist der 

Aufmarsch. Nichts davon existiert. Deswegen wird eine der ersten Aufgaben Europas und der NATO 

sein, solche Systeme des Crisis Management – nicht Crisis Solution, davon sind wir weit entfernt – 

aber Crisis Management zu installieren, damit es nicht sozusagen zu solchen Konflikten kommt. 

Die zweite große Aufgabe, vor allen Dingen gemeinsam mit den Amerikanern wird darin bestehen, 

den Teil der Welt, davon zu überzeugen, dass der Angriff Russlands auf die Ukraine kein alter Krieg 

zwischen den alten Imperien USA und Russland ist, also kein Stellvertreterkrieg, sondern eher sowas 

wie eine Rekolonialisierung, wo ein Land, das mal in die Freiheit gegangen ist, vom alten Imperium 

zurückgeholt werden soll.  

Heute sieht die Mehrzahl der Menschheit – jedenfalls deren staatliche Vertreter – das gänzlich 

anders. Wir hatten 154 Stimmen in der Generalversammlung der Vereinten Nationen, die den Angriff 
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Russlands abgelehnt haben, verurteilt haben. Ein paar haben dieser Resolution nicht zugestimmt, 

aber das waren Länder wie Syrien, war nicht besonders schwierig. Aber es gab immerhin 35, die sich 

enthalten haben. Darunter Länder wie China, Indien, Südafrika. Die vertreten die Mehrzahl der 

Bevölkerung in der Welt. Und wahrscheinlich würden wir heute nicht mal mehr die 154 Stimmen 

bekommen, weil natürlich, das, was die Länder gerade im globalen Süden erleben, explodierende 

Energiepreise, Hunger, eine neue Rezession, obwohl die alte aus der Pandemie noch nicht 

überstanden ist, das messen sie uns als Verantwortung zu. 

Die Deutschen sind so ein Beispiel dafür, weil wir aus Kohle und Atom gleichzeitig aussteigen wollten 

und eigentlich auch kein Erdgas wollen, weil wir wollen ja CO2-Neutralität, deswegen macht jetzt 

keiner einen langfristigen Vertrag mit Katar oder Marokko oder anderen - müsste man mal RWE 

fragen, ob die das jetzt anders machen. Aber die haben eine Politik, die das nicht absichern will, weil 

wir eigentlich ja gar nicht wollen, dass neue fossile Quellen erschlossen werden oder dass wir auf 

Dauer uns wieder an einen fossilen Brennstoff binden. Das führt dazu, dass wir uns das Erdgas am 

Spotmarkt kaufen. Da ist es am teuersten und wir sind dadurch selber Preistreiber, weil wir so reich 

sind, dass wir das bezahlen können. Andere Länder, die das nicht können, sind stinksauer auf uns, 

weil sie entweder einen noch größeren Teil ihres Volkseinkommens dafür ausgeben müssen oder sie 

haben keine Energie.  

Wir haben eine Konfliktsituation, auf die wir derzeit gar nicht schauen. Wir schauen auf Russland und 

Europa, auf Russland und die NATO und wir nennen den Konflikt leider gelegentlich fälschlicherweise 

einen Konflikt zwischen dem Westen und Russland. Dazu muss man wissen, dass für viele Staaten auf 

der Welt der Begriff „der Westen“ nichts anderes ist, als ein Begriff für ihre alten Kolonialmächte. 

Die sagen uns, na ja das ist doch typisch für euch. Wenn Weiße in Gefahr sind, dann sollen wir euch 

beistehen, wenn 450 Zivilisten in Butscha sterben, dann macht ihr einen Aufstand und wenn 100.000 

im Irak sterben, interessiert das kein Schwein bei euch. Die werfen uns gerade doppelte Standards 

vor.  

Ich glaube, dass unbemerkt derzeit von der Öffentlichkeit, es eher eine Spaltung zwischen dem 

globalen Norden und dem globalen Süden gibt und dass es eine der ganz großen Aufgaben wäre, der 

deutschen, der europäischen Außenpolitik gemeinsam mit den Amerikanern auf diese Länder 

zuzugehen und mit ihnen über die Frage zu reden, wie wir eigentlich die Welt gestalten wollen. 

Ich weiß, dass wir Deutschen, nicht nur wir, mit guten Argumenten eigentlich wollen, dass die ganze 

Welt so ist, wie wir: demokratisch, frei, universelle Menschenrechte. Keiner, der das will, dem kann 

man ja was entgegenhalten. Aber die Wahrscheinlichkeit, dass die nächste Weltordnung das als 

Erstes machen wird, die halte ich leider für überschaubar groß. 

Ich wäre ehrlich gesagt schon froh, wenn sich die Demokratien und die Autokratien dieser Welt 

wenigstens auf eine regelbasierte Ordnung einigen könnten. Also sagen wir mal, so ganz minimale 

Standards wie: Man überfällt seine Nachbarn nicht mit Panzern. Das ist ja nicht sozusagen 

akrobatisch hoch, das ist ja der Minimalstandard des Völkerrechts. Deswegen vermute ich, dass wir 

uns eher werden darum kümmern müssen, dass wir andere, die nicht so sind, wie wir und die 

manchmal auch so sind, dass wir das, was sie tun, schrecklich finden, davon überzeugen, dass es 

trotzdem im Interesse aller ist, diese Minimalstandards einer regelbasierten Ordnung einzuführen. 

Wenn wir das nur machen wollen, indem wir den anderen sagen, dass sie ganz schlimm sind, dann 

glaube ich, wird die Bereitschaft, mit uns zusammenzuarbeiten nicht besonders groß sein. Die 

Wahrscheinlichkeit, dass wir mit einem Land wie China im totalen Konflikt sind, aber in einer Frage, 

nämlich beim Klimaschutz, die Chinesen sagen: Klar, arbeiten wir gerne mit euch zusammen. Das 

halte ich auch nicht für besonders wahrscheinlich.  
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Also wir werden uns, obwohl ich den Wunsch nach Klarheit verstehe, wohl eher mit – wie nennt man 

das neudeutsch -  mit Ambiguitäten, Paradoxien beschäftigen müssen. Die Menschen möchten gerne 

schwarz oder weiß, demokratisch oder Autokratie, eine klare Unterscheidung. Wahrscheinlich 

werden wir eher sozusagen mit diesen antagonistischen Kooperationen zusammenarbeiten, obwohl 

wir in vielen Fragen anderer Meinung sind, leben müssen. Die drei großen C der internationalen 

Politik, Confrontation: klar gibt es die, was Menschenrechte angeht, Taiwan – Freedom of navigation. 

Aber eben auch Competition: Wettbewerb, wo es um Wirtschaft und um Technologie geht. Aber 

eben auch Corporation: Zusammenarbeit da, wo globale Herausforderungen nur global bewältigt 

werden können.  

Wir werden damit leben müssen, dass diese drei große Cs sich in Teilen widersprechen, dass wir es 

immer neu ausbalancieren müssen, aber mir fehlt, um es offen zu sagen, die Phantasie, wie wir aus 

keiner Ordnung sozusagen mit einem Sprung in eine nächste liberale Weltordnung kommen werden. 

Ich glaube, dass wir dazwischen eine Phase von Instabilitäten haben, bei denen wir sehr viel Interesse 

haben müssten, das einigermaßen kalkulierbar zu halten.  

Man muss die Realität nicht mögen. Ich gehöre zu denen, die immer als Realpolitiker bezeichnet 

werden. Es ist nicht so, dass ich die Welt schön finde, so wie sie ist. Aber ich glaube, es ist gefährlich, 

wenn man ignoriert, wie die Welt ist. Dann lockt man Länder und Menschen in die falsche Richtung 

und dann kann es bitter enden. 

Deswegen würde ich raten, dass wir uns mit dieser Welt auseinandersetzen, denn sie hat große 

Konsequenzen für Europa und für Deutschland. Das war einfach super für uns die letzten Jahrzehnte 

nach dem zweiten Weltkrieg. Die Idee der Amerikaner „America in, Russians out, Germans down.“ 

Das war super für uns. Amerika, obwohl ein paar tausend km entfernt, wurde zur europäischen 

Macht und vertrat unsere außenpolitischen Positionen und wir konnten unsere Wirtschaft aufbauen, 

unser Sozialsystem, unser Bildungssystem. 70 % der Verteidigungslasten Europas trugen die 

Vereinigten Staaten von Amerika. Übrigens, das wollten die so, weil die nicht so ganz sicher waren, 

was die Europäer damit anfangen, wenn wir es selber machen. Das hat sich geändert. Inzwischen 

sagen die Amerikaner zu Recht: Wir sind gleich große Volkswirtschaften, warum sollen wir 70 % 

zahlen? 

Also Europa steht vor ziemlichen Herausforderungen. Wir werden nicht so weitermachen können, 

dass wenn wir drei europäische Staaten im Sicherheitsrat haben, wir nicht gemeinsam abstimmen. 

So etwas hat es alles gegeben. In Libyen unterstützt Deutschland und Italien die völkerrechtlich 

akzeptierte Regierung in Tripolis und Frankreich deren Bürgerkriegsgegner General Haftar. Alle drei 

jammern wir aber, dass die Libyer ihre Grenze nicht kontrollieren und wir lauter illegale Migration 

haben. Na ja, wenn du im Bürgerkrieg bist, kümmert sich natürlich keiner um die Außengrenzen. 

Macron hat schon Recht. Wir brauchen so etwas wie eine gemeinsame Außenpolitik. Das macht man 

am besten dadurch, dass man sowas wie einen europäischen Sicherheitsrat schafft. Übrigens nach 

Möglichkeit mit den Briten, denn, auch wenn die nicht in der EU sind, sind sie in Europa und sie 

verfügen über strategische Fähigkeiten, die wir nicht haben. Das ist ein Land mit jahrhundertelanger 

internationaler Erfahrung, ein ökonomisches Powerhouse immer noch und eine Nuklearmacht. Wir 

behandeln die Briten immer so ein bisschen als Sonderlinge, das mögen sie vielleicht auch sein, und 

finden die übrigens von uns auch. Da gibt es auch Beispiele, warum man dieser Meinung sein kann. 

Aber sie sind Europäer und sie haben enormes internationales Potential. Macron sagt, man müsse sie 

in diesen Sicherheitsrat holen. Das ist für einen französischen Präsidenten nah am Hochverrat – die 

Briten einladen. Wir müssen glaube ich, zusehen, dass wir das, was wir richtig gut können, stärken. 

Das ist der Binnenmarkt. Ja, wir Europäer werden geschätzt auch wegen unserer Werte. Aber es gibt 

ein paar, die schätzen uns vor allem, weil wir wirtschaftlich stark sind. Das ist das große Pfund, was 
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wir haben: die Intensivierung des Binnenmarkts. Die Kapitalmarktunion brauchen wir nicht, damit die 

Banken was davon haben, sondern damit Europa ökonomisch souverän bleibt und nicht z.B. das 

ganze Investmentbanking von amerikanischen Banken gemacht wird. 

Also die Vertiefung des Binnenmarktes um Europa souverän zu machen. Ich habe auch nichts gegen 

eine europäische Armee. Ich befürchte nur, bis die kommt, dürfen wir den Rest nicht 

vernachlässigen. Bei einer europäischen Armee sind wir immer so, als würden wir gleich beim 

Masters Golfturnier mitspielen wollen, aber wir können noch nicht mal Minigolf. Wenn wir für ein 

Freihandelsabkommen mit Canada 6 Jahre brauchen, dann scheint mir die europäische Armee ein 

bisschen weiter entfernt zu sein.  

Canada ist ein Land, das ist europäischer als mancher europäische Mitgliedsstaat. Ich war damals 

Wirtschaftsminister, da haben 500.000 Menschen in Berlin gegen CETA, das Abkommen mit Canada 

demonstriert. Du fragst dich: Was glauben die, woher der Wohlstand dieses Land kommt? Also an 

den Dingen arbeiten, wo wir sowieso gut sind und zu versuchen, in dieser Welt, dieser G-0 Welt, als 

Europäer gemeinschaftlichen Unterschied zu machen. In Europa - das hat mal ein belgischer 

Außenminister gesagt - in Europa gibt es zwei Sorten Länder: Die kleinen und die, die noch nicht 

wissen, dass sie klein sind. Kissinger hat das mal anders gesagt: Die Deutschen sind irgendwie arme 

Kerle, für Europa zu groß und für die Welt zu klein. 

Da ist was dran. Wir werden nur den Unterschied machen, wenn wir dieses Europa zusammenhalten. 

Das ist nicht ganz einfach. Nicht nur wegen der ökonomischen Unterschiede. Auch weil die 

Osteuropäer uns in Verteidigungsfragen nicht über den Weg trauen. Die glauben, wir sind 

Appeasement-Politiker. Da gibt es einen großen Riss inzwischen zwischen Ost und West. Es wäre z.B. 

klug, wenn wir sagen würden, ja wir machen das mit den 2 % in die Verteidigung, aber 1,5 % in die 

Bundeswehr und 0,5 % in die Verteidigungsfonds der NATO in Osteuropa. Das ist eine Aufgabe, die 

bisher nur die Amerikaner wahrnehmen. Die Osteuropäer, die Polen wären glaube ich ziemlich 

überrascht, wenn die Deutschen bereit wären, Verantwortung für die Sicherheit der Ostflanke der 

NATO zu übernehmen.  

Solche Dinge werden wir machen müssen. Das ist alles unbequem. Deswegen sage ich, ja das werden 

unbequeme Zeiten. Aber wir können die ganz gut meistern, wenn wir uns auf diese Stärken besinnen 

und eigentlich haben wir ein ganz gutes Beispiel dafür, was alles gelingen kann und das ist die 

Europäische Union selbst.  

Stellen Sie sich mal vor, ein paar Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg laden uns die Franzosen, die 

Italiener, die Luxemburger, die Belgier und die Niederländer ein, die französische Union zu bilden. 

Wir waren gerade noch brandschatzend und mordend durch deren Länder gezogen. Da laden die uns 

ein. Ich glaube nicht, dass die Bevölkerung dieser Länder besonders begeistert gewesen ist von dieser 

Idee. Aber die hatten ziemlich mutige politische Führung. Dann haben die das hingekriegt, nicht mal 

ein Menschenleben zu brauchen, um von Auschwitz nach Straßburg und Brüssel zu kommen. Es hat 

nicht mal einer Generation bedurft, um aus erbitterter Feindschaft Partnerschaft und Freundschaft 

zu machen. 

Ich finde, das zeigt, zu was Menschen in der Lage sind, wenn sie wollen und wenn sie mutige 

politische Führung haben. Ich finde, das ist was, an das man jetzt mal erinnern kann. Die Zeiten 

waren für unsere Eltern und Großeltern deutlich schwieriger. Ich sage nicht, dass unsere einfach sind. 

Ich habe letztens auch so ein Gespräch gehabt mit einem über 80-jährigen, habe ihm auch was 

vorgejammert von der Energiekrise und dann irgendwann hat der nach 20 Minuten die Nase voll 

gehabt und hat gesagt, ich müsse jetzt aufhören, er könne es nicht mehr hören. Er hätte immerhin 
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den Winter 47 mitgemacht und wir sollten mal aufhören mit dieser Jammerei. Dann habe ich 

gedacht, dann hältst du mal lieber den Mund. Das kann man nicht vergleichen, das weiß ich auch.  

Aber so ein bisschen von dem Mut und der Zuversicht, dass das gelingen kann und dass wir die 

Ukraine nicht verteidigen wegen der Ukraine, sondern weil wir nicht wollen, dass unsere Kinder und 

Enkel in Angst aufwachsen. Denn setzt sich Wladimir Putin durch, wachsen die in Angst auf, weil 

dann keiner weiß, was danach kommt. Das ist so die Idee von Selbstbehauptungswillen, die wir jetzt 

ganz gut gebrauchen können. Und ja es gibt auch ökonomische Probleme, aber die werden wir dann 

bewältigen, da bin ich ganz sicher. Aber diesen Akt des Selbstbehauptungswillen, den müssen wir in 

unserer Gesellschaft jetzt erzeugen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Applaus) 

 


